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Mehr fördern statt fordern 
 
Der CGM-Bundesvorsitzende Reiner Jahns ist überzeugt, die Kritik am Bürgergeld geht 
in die falsche Richtung. Eine Debatte über Zwang führt zu keiner nachhaltigen 
Befähigung von Leistungsempfängern für eine Teilhabe am Arbeitsmarkt. Durch eine 
fortbildungsorientierte Förderung hingegen könnte die deutsche Wirtschaft erheblich 
profitieren. 
 
Eine »Sanktionsfreiheit« bei Sozialleistungsempfängern ist umstritten. Aber in der laufenden 
Debatte um das Bürgergeld macht es laut Reiner Jahns, Bundesvorsitzender der Christlichen 
Gewerkschaft Metall, keinen Sinn, den Fokus auf diese Frage zu legen. Denn erstens habe dies 
Minister Heil nicht vor und zweitens sind Sanktionen eine Randerscheinung. „Die große 
Mehrzahl der Menschen in der Grundsicherung kommen doch nie mit Sanktionen in Kontakt. 
Das Ganze ist eine populistische Schein- und Neiddebatte.“, so der CGM-Bundesvorsitzende. 
 
Auch die Forderung der FDP auf die Erhöhung der Hinzuverdienstmöglichkeiten für alle 
Bürgergeld-Bezieher sieht Jahns kritisch. Setzt sie seiner Meinung nach doch den falschen 
Anreiz auf Verharren in nicht nachhaltigen Strukturen. „Gerade bei erwachsenen Beziehern, 
die weder Schüler noch Student oder Azubi sind, sollten eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung das Ziel sein. Ansonsten schieben wir das Problem in Form von extremer 
Altersarmut nur hinaus. Statt auf Neben- und Aushilfsjobs sollte hier eher auf Förderung und 
Fortbildung gesetzt werden.“ Dabei könnte das Bürgergeld helfen, damit sich die Leute 
sorgenfreier und somit effektiver um eine sinnvolle Perspektive bemühen können. 
 
Für den CGM-Bundesvorsitzenden ist klar, in Deutschland muss viel mehr in die Bevölkerung 
investiert werden. „Wir haben einen riesigen Fachkräftemangel. Die Frage sollte nicht sein, wie 
ich Leistungsempfänger durch Zwang zum Arbeiten treibe. Viel entscheidender ist doch, wie 
bilde ich sie fort und mache sie dauerhaft fit für den Arbeitsmarkt.“ 
 
Reiner Jahns ist überzeugt: „Generelles Ziel muss sein, den Leuten eine nachhaltige Perspektive 
zu schaffen. Davon profitieren dann auch wieder Wirtschaft und Gesellschaft.“ 


